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GZ: 2022-0.366.970 
 
 
Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundespflegegeldgesetz 
geändert wird - sowie drei weitere Begutachtungsentwürfe zur Pflegereform 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Der Österreichische Gemeindebund nimmt die nunmehr gesetzten ersten großen 
Schritte dieser lange angekündigten Pflegereform - sowohl die gegenständlichen 
Maßnahmen im Bundespflegegeldgesetz wie auch jene im Gesundheits- und 
Krankenpflegegesetz – positiv zur Kenntnis. 
 
Ausdrücklich begrüßt wird die Bereitstellung von Bundesmitteln für eine 
Attraktivierung der Pflegeberufe (Entgelterhöhungs-Zweckzuschussgesetz sowie 
Pflegeausbildungs-Zweckzuschussgesetz), damit der in den kommenden Jahren 
der extrem steigende Personalbedarf besser gedeckt werden kann. Es ist jedoch 
darauf hinzuweisen, dass es hier einer langfristige Finanzierungslösung bedarf, da 
es sich gemäß den Begutachtungsentwürfen sonst um zwei mit 2023 bzw. 2025 
befristete Anschubfinanzierungen handelt. 
 
Betreffend das Pflegeausbildungs-Zweckzuschussgesetz wird gefordert, dass die 
FSBA (Fach-Sozialbetreuer/innen in Altenarbeit) den PFA gleichgestellt werden und 
dass sie den Ausbildungsbeitrag von EUR 600,-- pro Monat für die gesamte Lehr- 
und Praktikumszeit erhalten. Zumal die FSB-Berufe zuerst eine einjährige 
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Ausbildung zur Pflegeassistenz und im Anschluss im 2. Ausbildungsjahr den 
Fachsozialbetreuerlehrgang absolvieren. 
Betreffend das EEZG ist kritisch anzuführen, dass Heimhelfer/innen nicht umfasst 
sind. 
 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 

Für den Österreichischen Gemeindebund: 
 

Der Generalsekretär: Der Präsident: 
  
 

 
 

 

 
 

Dr. Walter Leiss Bgm. Mag. Alfred Riedl 
 
 
Ergeht zK an: 
Alle Landesverbände 
Die Mitglieder des Präsidiums 
Büro Brüssel 
 


